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Antrag an das Wirtschaftsparlament der 
Wirtschaftskammer Oberösterreich 

am 15. November 2023  
 
 
 
Antragstellerin: Präsidentin Mag.a Doris Hummer 
 
 
 

Damit sich Leistung lohnt 
 

 

Leistung war und ist die Basis für unseren breiten Wohlstand bzw. unser dichtgeknüpftes soziales 

Netz. Nur was vorher von leistungsbereiten Menschen im Rahmen ihrer jeweiligen persönlichen 

Möglichkeiten erarbeitet wurde, kann in weiterer Folge von Staat und Politik an die Menschen 

verteilt werden. 

 

Sozialleistungen werden heute häufig als Selbstverständlichkeit betrachtet und nach dem Motto 

„Hol dir, was dir zusteht“ bedarfsunabhängig gefordert und in Anspruch genommen. Damit geht 

nicht nur jede Eigenverantwortung der Bürger, sondern auch der ursprüngliche Zweck eines – auf 

Solidarität aufgebauten – Sozialsystems verloren: Vor allem für jene da zu sein, die unverschuldet in 

Not geraten und auf die Leistungen des Sozialstaates angewiesen sind.  

 

Wer Leistung ausblendet und die Angebote des Sozialstaates ohne Bedarf und eigennützig in 

Anspruch nimmt, handelt egoistisch auf Kosten der nächsten Generation, die zwar viel einzahlen 

darf, aber nur wenig vom Sozialstaat herausbekommen wird. „Alles für alle und das sofort und 

möglichst kostenlos“ scheint das neue Motto zu sein, das den Sozialstaat erodieren lässt und zudem 

die leistungswilligen Nettotransferzahler entmutigt und demotiviert.  
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Leistung muss deshalb in unserer Gesellschaft wieder den gebührenden Stellenwert erhalten. Sie soll 

sich für den Einzelnen wieder lohnen und eine neue gesellschaftliche Wertschätzung erfahren. „Mehr 

Wohlstand durch weniger Leistung“ ist hingegen eine gefährliche Illusion, der auf allen Ebenen 

entschlossen entgegenzutreten ist. 

 

Um den Leistungswillen neu zu entfachen bzw. die Eigenverantwortung des Einzelnen zu stärken, 

stelle ich folgenden 

 

A N T R A G: 

 

Die Wirtschaftskammer Österreich wird aufgefordert, sich bei allen zuständigen 

Stellen dafür einzusetzen, dass 

• Strukturelle Leistungsanreize (z.B. mehr Netto vom Brutto) verankert werden 

• Leistungs-Hemmer, wie überzogene Gesetze und Verordnungen, die die 

Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit reduzieren und dem Wirtschaftsstandort 

schaden, eliminiert werden 

• Mutige und notwendige Struktur-Reformen (Stichwort: Pensionen) angegangen 

werden, die unser Sozialsystem zukunftsfit machen und Eigenverantwortung und 

Eigenleistung stärken 

• Strukturelle Bildungs-Innovationen etabliert werden, die bedarfsorientierten 

Kompetenzerwerb, Eigeninitiative und Leistungsbereitschaft sicherstellen. 

 

Damit Leistung, Wettbewerb und Eigenverantwortung wieder als  d i e  Rohstoffe der 

Zukunft gesehen werden, ohne die es weder Wohlstand noch soziale Sicherheit gibt. 

 

 
 
 

 
Mag.a Doris Hummer 
Präsidentin der WKOÖ 
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Antrag an das Wirtschaftsparlament der 
Wirtschaftskammer Oberösterreich 

am 15. November 2023  
 
 
 
Antragsteller: Bgm. Wolfgang Greil MBA 
 
 
 

Konjunktureintrübung: Jetzt aktiv gegensteuern 
 
 

Die jüngsten Konjunkturprognosen von WIFO und IHS zeigen, dass die Einschätzungen unserer 

Betriebe zu Jahresbeginn richtig waren. Jetzt befinden wir uns bereits in der Rezessionsphase 

(-0,8 % reales Wirtschaftswachstum laut WIFO für 2023, - 0,4 % nach IHS), die uns in OÖ als 

Industrieregion härter trifft als etwa Tourismusregionen. Auch für 2024 gehen die 

Wirtschaftsforschungsinstitute derzeit nur von schwachen Wachstumsprognosen (+1,2 %) aus. 

Zusammen mit dem latenten Fachkräftemangel, den hohen Energie- und Rohstoffpreisen sowie den 

Steigerungen bei Zins- und Mietbelastungen ergibt dies in Summe einen giftigen Konjunkturcocktail, 

der von Sachgüterproduktion und Bauwirtschaft ausgehend auf alle Bereiche unserer Wirtschaft 

wirkt. 

 

Zusätzlich zur angespannten Kosten- bzw. Preissituation sind die heimischen Exporteure mit einer 

nachlassenden internationalen Nachfrage konfrontiert, wobei Europa das schwächste Glied in der 

globalen Konjunktur ist. Es gilt daher alle vorhandenen Potenziale zu nutzen und Neue zu 

erschließen, etwa im Bereich green tec, Infrastruktur oder auf einzelnen Wachstumsmärkten wie 

bspw. USA und Skandinavien.  
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Als Interessensvertretung der oö Wirtschaft haben wir ganz konkrete Vorschläge auf den Tisch 

gelegt, wie wir aktiv entgegensteuern müssen:  

 

• Rasche Ausgestaltung und Umsetzung der von der Bundesregierung beschlossenen 

Investitionsförderungen für öffentliche Bauprojekte sowie in Zukunftsbereichen 

• Neuauflage der Investitionsprämie für Unternehmen (Basisförderung 7 %, erhöhte 

Förderungen 14 % in Ökologisierung & Digitalisierung) 

• Konjunkturpaket für die heimische Bauwirtschaft mit Schwerpunkt thermische Sanierung  

• Investitionen in die öffentlichen Netze, insbesondere in den Energie- und Breitbandausbau 

• Ein Entlastungspaket mit einer weiteren Senkung der Lohnnebenkosten und einer Reduktion 

der Energiepreise durch eine Abgaben- bzw. Steuersenkung auf Energie 

• Nutzung der Exportpotenziale durch einen weiteren Ausbau der go-international-Förderung 

von Bund/ BMAW und WKÖ 

 

 

Vor diesem Hintergrund stelle ich folgenden 

 

A N T R A G: 

 

Die Wirtschaftskammer Österreich möge bei der Bundesregierung dafür eintreten, die 

angeführten konjunkturstabilisierenden Maßnahmen zur Unterstützung der 

Unternehmen und zur Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit am Standort 

Österreich rasch einzuleiten bzw. bereits gesetzte Initiativen zu verstärken. 

Die WKOÖ möge ihrerseits selbst bei den zuständigen Entscheidungsträgern auf 

Bundesebene diese wichtigen Anliegen der oö. Wirtschaft aktiv vertreten. 

 

 
 
 
 

 
Bgm. Wolfgang Greil MBA 

Fraktionsvorsitzender 
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Antrag an das Wirtschaftsparlament der WKOÖ am 15.11. 2023 betreffend 

Auszahlung Coronahilfen durch COFAG nach Genehmigung der EU-Kommission 

 

 

Antragsteller: Michael Fürtbauer 

                      Delegierter zum WP-OÖ 

 

 

Die Freiheitliche Wirtschaft bringt einen Antrag im Wirtschaftsparlament vor, der darauf abzielt, 

Unternehmern endlich ihr Recht auf Auszahlung von kumuliert € 750.000.000,00 zu erhalten. Nachdem 

die EU-Kommission Bedenken hegte, dass Österreich die Obergrenzen der Förderungen nicht 

einhalten würde, sich dies in einem anschließenden Prüfungsverfahren aber nicht bestätigte, steht 

nunmehr dem Erlass einer nationalen Richtlinie zur Umsetzung nichts mehr im Wege. Unternehmer 

warten schon viel zu lange auf die ihnen zustehenden Förderungen und dürfen nicht noch länger 

hingehalten werden! 

 

 

In diesem Zusammenhang stellt nachstehender Delegierter folgenden  

 

Antrag 
 

Die Präsidentin sowie die Organe der Wirtschaftskammer Oberösterreich werden dringend 

aufgefordert, im Wege der WKO an die Bundesregierung und zuständigen Stellen heranzutreten, um 

die rechtlichen Rahmenbedingungen für die Auszahlung ausstehender Förderungen im nationalen 

umgehend zu schaffen. 
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Antrag an das Wirtschaftsparlament der WKOÖ am 15. November . 2023                                                             

betreffend negative Auswirkungen der Inflation auf den Bürokratismus 

 

 

 

 

Antragsteller: KommR Alfred Fenzl 

                      Delegierter zum WP-OÖ 

 

 

 

Die heftige inflationäre Entwicklung der jüngeren Zeit führt auch dazu, dass Betriebe trotz gleichem 

Produktions- und Leistungsumfang im Hinblick auf die Größe der Zahlen scheinbar wachsen und damit 

betragliche Schwellenwerte überschreiten, sodass dadurch zuvor nur für größere Betriebe vorgesehene 

Leistungen erbracht werden müssen, also Zusatzkosten entstehen.  

 

Ein offensichtliches Beispiel ist die Schwelle für die Prüfungspflicht „kleiner GmbHs“, nach meiner 

Einschätzung mehr als 70 % aller GmbHs. Die Schwelle der Bilanzsumme mit 5 Millionen wurde in den 

letzten Jahrzehnten nur einmal erhöht (aufgerundet) und das in der Dimension eines Skontos. Die 

Ausdehnung des Aufgabenbereiches für Wirtschaftsprüfer ist für diesen Berufsstand zwar einerseits 

erfreulich, zufolge mangelnder Fachkräfte möglicherweise kaum zu bewältigen und belastet die 

betroffenen GmbHs mit beachtlicher Mehrarbeit und mit Zusatzkosten.  

 

Eine Erhöhung der Schwelle auf 6 Mio würde gerade den Anstieg zufolge Inflation in den letzten 

beiden Jahren abdecken, präventiv wäre eine Erhöhung auf 7 oder 8 Mio zu begehren. Allerdings ist 

das eine Sache, bei der die EU mitentscheidet.  

 

Ein anderer Fall, der Kleinstbetriebe betrifft, ist die Freibetragsgrenze bei der Kommunalsteuer in der 

Höhe von € 1.095,--.  Wer nur eine Teilzeitkraft oder 2 geringfügig Beschäftigte hat und jetzt eine 

Bruttolohnsumme von € 1.450,--, zahlt jetzt € 10,65 KommSt und hat eine Jahreserklärung zu erstellen. 

Bei einer Bruttolohnsumme von € 1.200,-- ergibt sich eine monatliche Abgabe in Höhe von € 3,15. Der 

Buchhaltungsaufwand sowohl bei den Gemeinden als auch bei Betrieben, auch die bei Überweisungen 

anfallenden Bankgebühren rücken diese Abgaben in die Nähe eines Schildbürgerstreiches. 
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Ausdrücklich stelle ich fest, dass es sich bei den beiden aufgezeigten Fällen nur um Musterbeispiele 

handelt.  

   

 

 

 

   

 

Daher stelle daher den 

 

Antrag 
 

 

Die Wirtschaftskammer möge ein Brainstormingteam bilden, welches ähnliche Probleme in allen 

möglichen anderen Bereichen sucht und aufzeigt und sich in der Folge dafür einsetzen, dass Lösungen 

vorgeschlagen werden können, die zu einer Erleichterung der Wirtschaft führen.    

 

 
 





 

 

 

Antrag der Grünen Wirtschaft an das Wirtschaftsparlament Oberösterreich, Sitzung am 
15. November 2023, betreffend 
 

25. Oktober 2023 
 

 

MEHRWERTSTEUERERLEICHTERUNG FÜR 

NACHHALTIGE UNTERNEHMEN  

 

Begründung: 

Neben der Generierung von budgetären Mitteln für öffentliche Zwecke, haben Steuern 

– der Begriff legt es nahe – die Aufgabe das wirtschaftliche Verhalten von 

Marktakteur:innen zu steuern. Durch die Implementierung von Steuern wirkt die 

öffentliche Hand auf Preise und nutzt damit marktwirtschaftliche Mechanismen um 

unterschiedlichsten Zielen näher zu kommen – so die ökonomische Theorie.  

Viele Unternehmen in Österreich richten ihre Geschäftsmodelle schon jetzt an  

nachhaltigen und ökologischen Zielen aus. Trotzdem ist es im bestehenden System für 

Unternehmer:innen oftmals schwierig, die damit verbundenen Mehrkosten in ihren 

Preisen abzubilden. Dieser freiwillige Einsatz für das Ziel der Ökologisierung der 

Wirtschaft (und damit der Abwendung der Klimakatastrophe) sollte daher vom 

Gesetzgeber honoriert, und der bestehende Wettbewerbsnachteil durch nachhaltiges 

Unternehmer:innentum über einen verringerten Mehrwertsteuersatz ausgeglichen 

werden.  

Eine Halbierung der Mehrwertsteuersätze für nachhaltig produzierte bzw. angebotene 

Produkte und Dienstleistungen würde mehr Menschen dazu zu bewegen eben diese 

nachzufragen, sowie Unternehmer:innen dazu ermutigen, ihre Geschäftsmodelle zu 

adaptieren.  



 

 

Um nachzuvollziehen welche Produkte und Dienstleistungen nachhaltig produziert bzw. 

angeboten werden, soll auf öffentliche Zertifizierungen zurückgegriffen werden. Dafür 

eignen sich auf nationaler Ebene das Österreichische Umweltzeichen oder das AMA Bio 

Siegel und auf europäischer Ebene das EU-Ecolabel oder das EU-Bio-Label.  

 

Die Grüne Wirtschaft stellt daher folgenden Antrag: 

Das Wirtschaftsparlament beauftragt das Präsidium der WKÖ, sich beim 

Bundesminister für Finanzen dafür einzusetzen, dass die Mehrwertsteuersätze für 

nachhaltig produzierte bzw. angebotene Produkte und Dienstleistungen halbiert 

werden. Geeignete Prüflabels und Zertifikate, wie die oben erwähnten und 

bedarfsweise weitere sollen dafür als Nachweis für nachhaltige Produkte und 

Dienstleistungen herangezogen werden.  

 
 
 

Für die Grüne Wirtschaft  

 
 
Mag. Bernhard Seeber 
Delegierter zum Wirtschaftsparlament 





  

ADRESSE BANKVERBINDUNG KONTAKT 
Bismarckstraße 9/4 
4020 Linz 
ZVR-Zahl: 055113461 

Sparda Bank 
IBAN: AT95 4300 0404 2639 0000 
BIC: VBOEATWWXXX 

Tel.: 0732/791212 
Mail: office@swvooe.at 
URL: www.swvooe.at 

  
SOZIALDEMOKRATISCHER WIRTSCHAFTSVERBAND OÖ 

  
 

WIR SIND WIRTSCHAFT. 
 
 
 
 
Wirtschaftskammer OÖ 
Hessenplatz 3 
4020 Linz 

Linz am, 25. Oktober 2023 
 
 

ANTRAG 
an das Wirtschaftsparlament der 

Wirtschaftskammer Oberösterreich  

am 15. November 2023 

 

Förderwesen der WKO OÖ – Ausweitung des Förderzeitraumes 
 
Die WKO OÖ bietet im Rahmen ihrer Förderprogramme unter anderem folgende Förderungen 
an: 
 

- Erfolgplus Potenziale 
- Erfolgplus IT-Sicherheit 
- Digital Starter 
- KMU-Förderungen der EU (KMU.DIGITAL) als Partner 
- weitere div. Förderungen 

 
Lt. Information des SWV starteten o.a. Förderungen mit 01.03.2023 und sind zum heutigen 
Zeitpunkt bereits ausgeschöpft (teilweise seit Sommer). 
 
Um jedoch für EPU und KMU in diesem Bereich auch Planungssicherheit zu erreichen, wäre 
ein Förderzeitraum für das gesamte Jahr sinnvoll und anzustreben. 
 
Gerade EPU und KMU können in der Gründungsphase auf nur sehr geringe Eigenmittel 
zurückgreifen und ist daher jede Art der Förderung ganzjährig notwendig. Es kann und darf 
nicht Ziel sein, dass diese Unternehmer:innen nur für ein halbes Jahr Ideen- bzw. 
Digitalisierungsbedarf haben. 
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WIR SIND WIRTSCHAFT. 
 
 
 
Der Sozialdemokratische Wirtschaftsverband stellt daher folgenden Antrag und lädt alle 
Fraktionen dazu ein, ihn zu unterstützen:   
 
Die Wirtschaftskammer OÖ wird aufgefordert selbst die Möglichkeit zu schaffen, dass 
 

a) der Förderzeitraum auf 01.01. – 31.12. ausgeweitet wird und 
b) die Fördertöpfe derartig dotiert werden, dass ein Förderung auch tatsächlich 

ganzjährig möglich ist. 
 
Weiters wird die Wirtschaftskammer OÖ aufgefordert von jenen Organisationen und 
Institutionen (Fachgruppen, EU, Bundesministerien etc.) für welche die WKO die Abwicklung 
durchführt, den o.a. Förderzeitraum und die ausreichende Befüllung der Fördertöpfe 
einzufordern. 
 

Antragsteller: 
 
 
 
 
 
Mag. Helmut Mitter 
SWV EPU Sprecher          
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Antrag an das Wirtschaftsparlament der 
Wirtschaftskammer Oberösterreich 

am 15. November 2023  
 
 
 
Antragsteller: Spartenobmann-Stv. KommR Gerold Royda 
 
 
 

Standortattraktivität und Wettbewerbsfähigkeit durch 
proaktive Arbeits- und Fachkräftesicherung gewährleisten 
 

 

Ein wesentlicher Standort- und Wettbewerbsfaktor ist die Verfügbarkeit von ausreichenden Arbeits- 

und Fachkräften. In Oberösterreich herrscht nach wie vor fast flächendeckende Vollbeschäftigung 

und der bestehende Arbeits- und Fachkräftebedarf kann durch das verfügbare Potential bei weitem 

nicht gedeckt werden. Durch den demografischen Wandel werden bis 2040 in Österreich rund 

360.000 weitere Arbeits- und Fachkräfte fehlen und die diesbezüglichen Herausforderungen 

wesentlich verschärfen. 

 

Daher gilt es alle verfügbaren Potentiale zu heben und an sämtlichen verfügbaren Stellschrauben zu 

drehen. Die „bedarfsorientierte qualifizierte Zuwanderung“ ist eine wichtige Stellschraube, an der 

wir neuerlich drehen müssen. Nicht zuletzt, weil Deutschland mit einem neuen 

Fachkräfteeinwanderungsgesetz bereits neue Maßstäbe im Kampf um die benötigen internationalen 

Fachkräfte gesetzt hat. 
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Durch die von der WKO Oberösterreich initiierte Verbesserung der RWR-Karte (75 % mehr 

Verfahren als im Vorjahr) sind schon gute Schritte in die richtige Richtung gelungen. Dennoch muss 

hier dringend nachgeschärft werden, um eine bedarfsorientierte und kriteriengeleitete 

Zuwanderungsstrategie sicherzustellen. 

 

Vor diesem Hintergrund stelle ich den 

 
 

A N T R A G: 

 

Die Wirtschaftskammer Österreich möge sich bei der Bundesregierung für die 

Verbesserung der rechtlichen Rahmenbedingungen einer bedarfsorientierten 

qualifizierten Zuwanderungsstrategie einsetzen - insbesondere in folgenden Punkten: 

 

1. Schaffung eines (befristeten) Aufenthaltstitels zur Jobsuche in Österreich für qualifizierte 
Drittstaatsangehörige nach dem Vorbild der deutschen Chancenkarte. 

 
2. Bedarfsorientierte Öffnung des Arbeitsmarktes auf Kontingentbasis (5.000 Plätze/Jahr) 

für Personen ohne Mindestqualifikation aus definierten Zielländern nach dem Vorbild der 
deutschen „Westbalkan-Regelung“. 

 
3. Schaffung einer rechtlichen Grundlage für volljährige Lehrlinge aus Drittländern, in 

Österreich eine Lehre absolvieren zu können. Hier bietet sich kurzfristig das Schaffen von 
Kontingenten auf Verordnungsbasis (500 Plätze/Jahr) an. 

 
4. In einem weiteren Schritt: Die Schaffung eines Aufenthaltstitels für „Lehrlinge“ im 

Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz und eine praxistaugliche Anschlussregelung zum 
erleichterten Erwerb einer Rot-Weiß-Rot-Karte für ausgebildete Lehrlinge sollte in diesem 
Zusammenhang mitbedacht werden. 

 

 

 
 

 
KommR Gerold Royda 

Spartenobmann-Stv. 
Tourismus und Freizeitwirtschaft 
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WIR SIND WIRTSCHAFT. 
 
 
 
 
Wirtschaftskammer OÖ 
Hessenplatz 3 
4020 Linz 

Linz am, 25. Oktober 2023 
 
 

ANTRAG 

an das Wirtschaftsparlament der 

Wirtschaftskammer Oberösterreich  

am 15. November 2023 

 

Arbeitskräftemangel - Maßnahmenplan 

 

Der Arbeitskräftemangel in Österreich, aber insbesondere auch in Oberösterreich ist nicht 

mehr übersehbar. In allen Lebensbereichen fehlt es an Arbeitskräften und Facharbeitskräften. 

Tankstellen verkürzen die Öffnungszeiten, Schalter in Postämtern werden nicht mehr besetzt, 

Geschäfte in Einkaufszentren bleiben vorrübergehend geschlossen, Produktionen in Fabriken 

werden gedrosselt oder zeitweilig gänzlich eingestellt, Gastronomen öffnen nicht mehr an 

Sonn- und Feiertagen und das sind nur ein paar wenige Beispiele aus unserem täglichen Leben. 

 

Wenn man die europaweite Entwicklung der Wirtschaft gesamt betrachtet, ist klar erkennbar, 

dass ohne sofort eingeleitete Maßnahmen dieser Arbeitskräftemangel noch viel größer wird. 

Dabei werden Länder und Regionen, in denen keine Maßnahmen gesetzt werden noch 

potentiell schneller und stärker negativ betroffen sein, da die „Konkurrenz“ (andere Länder und 

Regionen) ebenfalls an Maßnahmenpaketen arbeitet und diese teilweise bereits umgesetzt 

hat. 

 

Als Paradebeispiel sei hier die Balkanregelung unseres Nachbarlandes Deutschland erwähnt. 

Bereits 2016 wurde diese befristet bis 2020 eingeführt und bis Dezember 2023 verlängert. Auf 

Grund der positiven Auswirkungen arbeitet die deutsche Bundesregierung gerade daran, diese 

Regelung UNBEFRISTET weiterzuführen. Dabei sieht diese Regelung vor, dass 

Staatsangehörige aus Albanien, Bosnien, Kosovo, Nordmazedonien, Montenegro und Serbien 

einen privilegierten Zugang zum deutschen Arbeitsmarkt bekommen – ohne Berücksichtigung 

der Art der Beschäftigung und der anerkannten Qualifikation. Einziges Hemmnis ist, wenn 

deutsche oder EU-Bürger für diesen Arbeitsplatz in Frage kämen. 
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WIR SIND WIRTSCHAFT. 
 

Ein derartig gut funktionierendes Modell muss nicht neu erfunden werden, sondern könnte 

umgehend umgesetzt werden. Die Reformen der Rot-Weiß-Rot-Karte sind begrüßenswert, aber 

in Wirklichkeit nur „Reförmchen“ – es bedarf eines umfassenden Maßnahmenpaketes, wo 

nachfolgende Maßnahmen behandelt bzw. umgesetzt werden könnten: 

 

- Österreichische Westbalkanregelung (inkl. Prüfung weiterer Nationen) nach 

deutschem Vorbild (siehe oben) 

 

- Abgabenseitige Anreize für längeres Arbeiten über das Pensionsantrittsalter hinaus 
 

- Abgabenseitige Anreize bei Kombination Pension und Arbeit 
 

- Lehrlingsaubildung für Menschen in Drittstaaten 
 

- Bundesländerübergreifender Berufsschulbesuch (derzeit muss ein Extra-Antrag 

eingebracht werden, wenn ein Lehrling eine Berufsschule in einem anderen Bundesland 

besuchen möchte) 
 

- Überarbeitung der Thematik „Lehre trotz Abschiebebescheid“ (das gilt derzeit nur für 

Mangelberufe und ist auf die Dauer der Lehre beschränkt – die „freiwillige“ Ausreise 

binnen 14 Tagen wird bis zum Ende der Lehre gehemmt – gut (von uns) ausgebildete 

Arbeitskräfte müssen 14 Tage nach Abschluss der Ausbildung das Land verlassen – 

teilweise neben der menschlichen auch eine wirtschaftliche Katastrophe) 
 

- Anerkennung von ausländischen Qualifizierungen (oft ist es schwer für 

Drittstaatsangehörige dementsprechende Nachweise oder Zeugnisse ihrer Ausbildung 

nachzuweisen, was dazu führt dass gut qualifizierte Fachkräfte oft auf Arbeitsplätzen 

mit geringerer Qualifikation eingesetzt werden. Dies könnte durch einfache 

Standardüberprüfungen verbessert werden.) 
 

- Überarbeitung der Eingliederungshilfe (Eingliederungshilfe wird zwischen AMS und 

Arbeitgeber nach Beratungsgesprächen für Menschen mit Beeinträchtigung vereinbart, 

wobei gewisse Beeinträchtigungsgrade notwendig sind, psychische Einschränkungen 

nach wie vor kaum Berücksichtigung finden und teilweise eine subjektive Entscheidung 

getroffen wird, obwohl beeinträchtigte Menschen oft mehr zu leisten im Stande sind 

(und dies auch wollen), als angenommen wird.) 
 

- Anreizprogramm zur Besetzung offener Lehrstellen 
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WIR SIND WIRTSCHAFT. 
 
 
Der Sozialdemokratische Wirtschaftsverband stellt daher folgenden Antrag und lädt alle 
Fraktionen dazu ein, ihn zu unterstützen:  
 
Die Wirtschaftskammer OÖ soll ALLE in Frage kommenden Stellen (OÖ Landesregierung, AMS, 
WKO, NPOs, usw.) auffordern UMGEHEND Maßnahmenpakete auszuarbeiten, abzustimmen 
und umzusetzen, wobei die im Antrag angeführten Einzelmaßnahmen als erste Grundlage 
herangezogen werden sollen und soll die Wirtschaftskammer OÖ weiters über die 
Wirtschaftskammer Österreich die Bundesregierung auffordern eine rasche Generalreform der 
Rot-Weiß-Rot-Karte durchzuführen. 

 
Antragsteller: 
 
 
 
 
 
KommR Manfred Zaunbauer 
SWV Präsident          
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WIR SIND WIRTSCHAFT. 
 
 
 
 
Wirtschaftskammer OÖ 
Hessenplatz 3 
4020 Linz 

Linz am, 25. Oktober 2023 
 
 

ANTRAG 
an das Wirtschaftsparlament der 

Wirtschaftskammer Oberösterreich  

am 15. November 2023 

 

Einführung kostenlose Nachmittagsbetreuung ab dem 5. Lebensjahr 
 
Gem. § 3a Kinderbildungs- und -betreungsgesetz sind alle Kinder, die ihren Hauptwohnsitz in 
OÖ haben und bis zum 31.08. des jeweiligen Jahres das 5. Lebensjahr vollendet haben, zum 
Besuch eines Kindergartens VERPFLICHTET. 
 
2018 wurden für die Nachmittagsbetreuung ab 13.00 Uhr verpflichtende Elternbeiträge 
eingeführt. Dies hat zu einer massiven Reduktion der Kindergartenbesuche geführt. 
Gleichzeitig hatte diese Einführung folgende negative Auswirkungen: 
 

- Reduzierung der Vollzeitbeschäftigungsquote und Erhöhung der Teilzeit-
beschäftigungsquote (Mütter betreuen nachmittags ihre Kinder) 
 

- Reduzierung des Nachmittagsangebotes der Betreuungseinrichtungen (weniger 
Kinder = weniger Angebot, weil geringere Nachfrage) 

 
- Niedrigeres Bildungsniveau beim Schuleinstieg 

 
Die Einführung der kostenlosen Nachmittagsbetreuung im verpflichtenden Kindergartenjahr 
würde diesen negativen Entwicklungen deutlich entgegenwirken und hätte für die Gemeinden 
und das Land OÖ nur einen relativ überschaubaren finanziellen Aufwand. 
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WIR SIND WIRTSCHAFT. 
 
 
Der Sozialdemokratische Wirtschaftsverband stellt daher folgenden Antrag und lädt alle 
Fraktionen dazu ein, ihn zu unterstützen:   
 
Die Wirtschaftskammer OÖ soll sich bei der OÖ Landesregierung intensiv dafür einsetzen, 
damit diese für das verpflichtende Kindergartenjahr oberösterreichweit eine kostenlose 
Nachmittagsbetreuung einführt und darüber hinaus die Gemeinden verpflichtet, diese in 
ihrem Wirkungsbereich auch zeitlich und personell umzusetzen. 
 

Antragsteller: 
 
 
 
 
 
KommR Manfred Traunmüller 
SWV Vizepräsident          

 





Liste OÖ Industrie 

 

Antrag an das Wirtschaftsparlament 
der Wirtschaftskammer Oberösterreich 

am 15.11.2023 
 

Antragsteller: KommR Mag. Erich Frommwald 
 

Grünstrom für Industrie: ausreichende Mengen 
und wettbewerbsfähige Preise sicherstellen 
 

Österreich hat sich mit dem Erneuerbaren-Ausbau-Gesetz (EAG) das Ziel gesetzt, bis 2030 den 
Stromverbrauch (bilanziell) aus erneuerbaren Energien zu decken. Dazu soll die jährliche 
Stromerzeugung aus erneuerbaren Quellen vom Jahr 2020 bis zum Jahr 2030 mengenwirksam 
um +27 TWh (Terawattstunden) gesteigert werden: +11 TWh aus Photovoltaik, +10 TWh aus 
Windkraft, +5 TWh aus Wasserkraft und +1 TWh aus Biomasse. 

Um die ausreichende Verfügbarkeit von erneuerbarem Strom für die heimische Industrie 
sicherzustellen, sind nicht nur Ziele, sondern vor allem Maßnahmen notwendig. Grüner Strom 
ist vielfach die Voraussetzung, Industrieprozesse klimaneutral zu gestalten.  
 

Die nationale erneuerbare Stromproduktion stagniert seit Jahren.  

Im Jahr 2022 wurden in Österreich etwa 43 TWh Strom aus Wasserkraft, Windkraft und 
Photovoltaik gewonnen. 2021 konnten 45 TWh erzielt werden und 2020 fast 48 TWh. Zwar wird 
2023 wieder ein leichter Anstieg erwartet, doch hinkt die Produktion gerade bei Wasserkraft 
und Windkraft den Ausbauzielen deutlich hinterher.  

In Summe über alle erneuerbaren Energiequellen ist eine deutliche nationale Zielverfehlung 
2030 zu erwarten. Trotzdem stößt das Netz schon heute an seine Grenzen, wenn der Verbrauch 
niedrig und die Produktion erneuerbarer Energien hoch ist. Das ist bedenklich, denn bis 2030 
sollen sich die Erzeugungsspitzen von heute etwa 10 GW mehr als verdoppeln. 
 

Die Balance zwischen den erneuerbaren Energiequellen ist für die Kosten des 
Energiesystems entscheidend.  

Photovoltaik ist für viele Industriebetriebe eine attraktive Option, den Netzbezug deutlich zu 
reduzieren, sofern der Eigenverbrauch des PV-Stroms auf hohem Niveau gehalten werden kann. 
Photovoltaik erfordert bei gleicher zu erzielender Energiemenge eine deutlich höhere 
Anschlussleistung als Wind- oder Wasserkraft. Dieser Leistungsüberschuss im Sommer 
strapaziert das Netz auf allen Ebenen, während Wind- und Wasserkraft üblicherweise direkt in 
höhere Netzebenen einspeisen. Ein einseitiger Fokus auf Photovoltaik in Oberösterreich führt 
daher zu deutlich höheren Netzausbau- und Netzwartungskosten als in jenen Regionen Europas, 
die einen ausgewogenen Ausbaumix verfolgen.  

Windkraftanlagen erzeugen mehr als zwei Drittel ihres Ertrags im verbrauchsstarken 
Winterhalbjahr (PV-Anlagen nur ein Viertel). Dadurch senkt Windkraft auch den Bedarf an 
Elektrolyseleistung und Speicherkapazität u.a. für klimaneutralen Wasserstoff. 

Importe sind durch die Engpässe an den Grenzübergabestellen begrenzt. Sind diese Limits 
erreicht, stehen erneuerbare Erzeugungsanlagen im benachbarten Ausland für die heimischen 
Verbraucher nicht vollumfänglich zur Verfügung. Letztlich kann es in einem erneuerbaren 
Energiesystem europaweit zu Strommangelsituationen kommen, die im ersten Schritt zu 
Preissprüngen und in letzter Konsequenz zu Instabilitäten des Netzverbundes führen können. 



Vor diesem Hintergrund stelle ich den nachstehenden  

 

Antrag 
 

Die Wirtschaftskammer Oberösterreich möge über die Wirtschaftskammer Österreich dafür 
eintreten, dass die österreichische Bundesregierung sicherstellt, dass rasch ausreichend 
grüner Strom zu wettbewerbsfähigen Preisen für die heimische Industrie zur Verfügung steht. 

 
Dazu braucht es 

 ausreichend Erzeugungskapazitäten aus diversifizierten erneuerbaren Quellen, 

 einen kostenoptimierten Ausbau der Stromnetze, 

 ausreichend Pumpspeicherkapazität, 

 die Einbindung industrieller Speicher in das Stromsystem, 

 den Abbau der Engpässe an den Grenzübergabestellen für Strom, 

 ausreichende Gaskraftwerkskapazitäten und Gasspeichermöglichkeiten, 

 nationale Elektrolysekapazitäten, sowie Importmöglichkeiten für klimaneutrale Gase. 

 

Das Bundesministerium für Klimaschutz möge den Rahmen für einen abgestimmten Ausbau der 
Netze, Speicher, Erzeugungsanlagen und Verbraucher schaffen, sowie Hemmnisse beim Import 
von Strom und klimaneutrale Gase abbauen. 

 

 

Liste OÖ Industrie 

 

 

 

 

 

KommR Mag. Erich Frommwald 

Obmann der Sparte Industrie 
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Antrag an das Wirtschaftsparlament der WKOÖ am 15.11. 2023 betreffend 

Stopp der Erhöhung der CO2- Steuer 

 

 

Antragsteller: Michael Fürtbauer 

                      Delegierter zum WP-OÖ 

 

 

Die Freiheitliche Wirtschaft bringt einen Antrag im Wirtschaftsparlament vor, der die CO2 

Steuererhöhung 2024 stoppen soll.  

 

Derzeit ist es mit Lohnerhöhungen im fast zweistelligen Bereich, Energiekosten und einer generellen 

Teuerung eine Zumutung für Unternehmen und Unternehmer. Arbeit muss ordentlich erledigt werden, 

Gewinnspannen lassen sich aber nicht mehr halten und oftmals sind Projekte schon fast 

unwirtschaftlich geworden.  

Zudem soll jetzt noch die CO2 Steuer angehoben werden. Der Ausstoß von CO2 ist für Unternehmen, 

welche produzieren, aber auch vertreiben eine Notwendigkeit und ist es nicht einzusehen, die CO2 

Steuer zusätzlich zu den weiteren, immer höher werdenden Belastungen noch weiter zu erhöhen.  

Zumindest ist diese in einer fordernden Zeit, wie dieser, in der viele Unternehmen ihre Ausgaben kaum 

mehr decken können, auszusetzen! 

 

 

In diesem Zusammenhang stellt nachstehender Delegierter folgenden  

 

Antrag 
 

Die Präsidentin sowie die Organe der Wirtschaftskammer Oberösterreich werden dringend 

aufgefordert, im Wege der WKO an die Bundesregierung und zuständigen Stellen heranzutreten, um 

den oben genannten Vorschlag durchzuführen. 
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Antrag der Grünen Wirtschaft an das Wirtschaftsparlament Oberösterreich, Sitzung am 
15. November 2023 betreffend 
 

25. Oktober 2023 
 

 

GREEN MEETINGS UND GREEN EVENTS IN DER 
WIRTSCHAFTSKAMMER OBERÖSTERREICH 
 

Die Wirtschaftskammer Oberösterreich mit ihren Sparten und Fachorganisationen, 

Bezirksstellen und Serviceabteilungen organisiert laufend eine Vielzahl größerer und 

kleinerer Veranstaltungen. Das reicht von Ausschüssen über Vorträge, Fortbildungen, 

Tagungen bis hin zu Konferenzen und der Beteiligung an Messen. Auf der einen Seite 

werden wirtschaftliche und gesellschaftliche Mehrwerte produziert, auf der anderen 

Seite fallen nicht nur materielle Kosten an, sondern werden auch Ressourcen 

verbraucht, Emissionen und Abfälle verursacht.  

 

Um hier ein ausgewogenes Kosten-Nutzen-Verhältnis zu finden, das mehr als die 

finanziellen Auswirkungen im Blick hat, rücken auch im Bereich der 

Veranstaltungsorganisation zunehmend die Aspekte Klimaschutz, regionale 

Wertschöpfung und soziale Verantwortung in den Fokus. Die Initiative Green Event 

Austria hat „Mindestanforderungen an nachhaltige Veranstaltungen in Österreich“ 

beschlossen, die auch auf der Webseite der WKOÖ zum Thema „Green Events“ für 

Mitgliedsbetriebe ausführlich beschrieben werden: 

 

Als „Green Events“ werden nachhaltige Veranstaltungen bezeichnet, die 

ökologische, soziale, ökonomische und kulturelle Aspekte berücksichtigen. Diese 

Art der verantwortungsvollen Eventausrichtung zeichnet sich unter anderem 

durch einen schonenden Umgang mit Ressourcen und die Unterstützung der 

regionalen Wirtschaft aus. Dabei spielt weder Art noch Größe der Veranstaltung 

eine Rolle – neben Tagungen oder Konferenzen können auch firmeninterne 

Feiern oder Seminare abfallarm, klimafreundlich und sozial fair organisiert 

werden. 

 



 

 

Dafür wird ein Kriterienkatalog zur Verfügung gestellt, der die acht Themenkreise 

Mobilität, Veranstaltungsort und Unterkunft, Ausstattung und Technik, Verpflegung, 

Abfall und Beschaffung, Energie und Wasser, soziale Verantwortung und 

Kommunikation umfasst. Durch die Umsetzung von Veranstaltungen und Meetings 

nach diesen Kriterien gewinnen diese an Qualität. Die veranstaltenden Organisationen 

zeigen damit Innovationsgeist, motivieren zum Nachahmen und es können, nicht 

zuletzt aufgrund von Effizienzmaßnahmen, auch Kosten eingespart werden. 

Die freiwillige Orientierung an diesen Standards und Kriterien für Veranstaltungen 

kann, ohne allzu großen Aufwand, schrittweise bis Ende 2024 erfolgen. Dadurch wird 

das interne Bewusstsein für nachhaltige Veranstaltungen gefördert und es bietet sich 

für die WKOÖ auch die Chance, sich im eigenen Wirkungskreis als nachhaltige 

Organisation zu positionieren und Vorbildwirkung für andere zu entfalten. 

 

Die Grüne Wirtschaft stellt daher folgenden Antrag: 

 
Die Wirtschaftskammer Oberösterreich als Gesamtorganisation orientiert sich bei 

sämtlichen eigenen Veranstaltungen wie Kongressen, Events, Meetings, 

Besprechungen, Schulungen und Weiterbildungsveranstaltungen künftig an den 

„Green Meetings“- und „Green Events“-Standards. 

Die Durchführung nach diesen Kriterien erfolgt, für möglichst viele Veranstaltungen 

und Meetings, schrittweise bis Ende 2024.  

 
 

Für die Grüne Wirtschaft 

 

Mag.a Sylvia Steininger 

Delegierte zum Wirtschaftsparlament 
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WIR SIND WIRTSCHAFT. 
 
 
 
 
Wirtschaftskammer OÖ 
Hessenplatz 3 
4020 Linz 

Linz am, 25. Oktober 2023 
 
 

ANTRAG 
an das Wirtschaftsparlament der 

Wirtschaftskammer Oberösterreich  

am 15. November 2023 

 

Überarbeitung des OÖ Windkraftmasterplans 2017 
 
2017 wurde der OÖ Windkraftmasterplan von 2012 überarbeitet und den damaligen 
Umständen angepasst. 
 
Mittlerweile erleben wir einen deutlichen Wertewandel in der Bevölkerung, weg von fossiler 
Energiegewinnung hin zu erneuerbaren Energieformen. Daher ist es höchst an der Zeit den 
o.a. Masterplan aus 2017 auch diesen neuen Bedingungen anzupassen und auch in OÖ die 
Windkraft als wichtigen Energielieferanten zu definieren. 
 
Insbesondere wären die derzeit definierten Ausschlusszonen zu prüfen und neu zu 
überarbeiten, wobei dabei unbedingt auch zu prüfen ist, ob die wirtschaftliche Bedeutung den 
Ausschlussgründen überzuordnen wäre. 
 
Angeregt wird auch die Aufnahme von bestehenden Betriebsbaugebieten in den Masterplan 
um ggf. betriebliche Ansiedlungen direkt mit Windkraft zu versorgen. 
 
Der Windkraftmasterplan soll jedenfalls so erstellt werden, dass sämtliche Aspekte aller 
Lebensbereiche geprüft werden (betriebliche Auswirkungen, touristische Auswirkungen, 
Auswirkungen auf die Umwelt, Auswirkungen auf die Bevölkerung, Auswirkungen auf das 
Landschaftsbild; usw.) 
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WIR SIND WIRTSCHAFT. 
 
Der Sozialdemokratische Wirtschaftsverband stellt daher folgenden Antrag und lädt alle 
Fraktionen dazu ein, ihn zu unterstützen:   
 
Die Wirtschaftskammer OÖ soll sich bei der OÖ Landesregierung intensiv dafür einsetzen, 
bzw. einfordern, dass der OÖ Windkraftmasterplan 2017 umgehend einer Neuüberarbeitung 
zugeführt wird. 
 

Antragsteller: 
 
 
 
 
 
KommR Manfred Zaunbauer 
SWV Präsident          
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